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34 Verordnung 


zur Ausführung der Verordnung über die Errichtung eines Haus beſitzerzweckverbandes 
vom 15. Mai 1936 (G. Bl. S. 187.) 


Vom 26. Februar 1938. 


Auf Grund der SS 1 Abſ. 2 und 13 der Verordnung über die Errichtung eines Hausbeſitzerzweck⸗ 
verbandes vom 15. Mai 1936 (G. Bl. S. 187) in der Faſſung der Ergänzungsverordnung vom 
31. Auguſt 1936 (G. Bl. S. 413) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Das Wirkungsgebiet des Hausbeſitzerzweckverbandes wird vom 1. Januar 1938 ab auf die Stadt⸗ 
gemeinden Tiegenhof und Neuteich und die Landgemeinde Prauſt erſtreckt. 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 26. Februar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
B 3 Huth Dr. Wiers⸗Keiſer 


35 Vorſchriften 
zur Durchführung der Verordnung gegen die Schwarzſender. 
Vom 28. Februar 1938. 
Auf Grund des 8 8 der Verordnung gegen die Schwarzſender vom 15. Februar 1938 (G. Bl. 
S. 65 f) wird verordnet: 
n Erſter Abſchnitt 
Verleihungen nach S 4 der Schwarzſenderverordnung 
8 1 
Anträge auf Verleihungen 
(1) Anträge auf Verleihungen für Herſtellung, Vertrieb oder Beſitz von Funkſendeanlagen nach 
§ 4 der Verordnung gegen die Schwarzſender (Schwarzſenderverordnung) ſind ſchriftlich bei der Landes⸗ 
poſtdirektion zu ſtellen. 
(2) Der Antrag muß Name, Wohnort und Geſchäftsſtelle (Betriebsſtätte) des Antragſtellers 
enthalten. ö EE ö N f , 
(3) Der Antrag muß ferner genau angeben, welcher Art die Funkſendeanlagen ſind und wo ſie 
hergeſtellt, eingeführt, feilgehalten, vertrieben oder abgegeben werden oder wo ſie ſich im Beſitz, Ge⸗ 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages 17. 3. 1938.) 
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wahrſam oder in Verwahrung befinden. Handelt es ſich nur um einzelne Funkſendeanlagen, fo find 
dieſe genau zu bezeichnen. 
(4) Über die Anträge entſcheidet endgültig die Landespoſtdirektion. 


8 2 
Einzelfälle 

(1) Einer Verleihung nach $ 4 der Schwarzſenderverordnung bedarf es auch dann, wenn ein 
Lagerhalter oder Pfandleiher Funkſendeanlagen im Beſitz, Gewahrſam oder Verwahrung nimmt oder 
an jemanden ausliefert. 

(2) Die dem öffentlichen Verkehr dienenden Eiſenbahnen, die Spediteure und Frachtführer dürfen 
ohne beſondere Verleihung Funkſendeanlagen zur Beförderung oder Aufbewahrung annehmen und in 
Erfüllung eines Beförderungsgeſchäfts abliefern. 

8 3. 
Wirkſamkeit der Verleihungen 

(1) Die nach 8 4 der Schwarzſenderverordnung erforderlichen Verleihungen werden erſt mit der 
Mitteilung an den Antragſteller wirkſam. Sie haben keine rückwirkende Kraft. 

(2) Die im $ 4 der Schwarzſenderverordnung bezeichneten Handlungen (Serſtellen, Einführen, 
Feilhalten, Vertreiben, Abgeben von Funkſendeanlagen, Beſitz, Gewahrſam, Verwahrung ſolcher An⸗ 
lagen) dürfen erſt begonnen werden, nachdem die erforderliche Verleihung erteilt worden iſt. i 


8 4 
Verleihungsgebühren 
Die Landespoſtdirektion kann für Verleihungen nach § 4 der Schwarzſenderverordnung Gebühren 
feſtſetzen. Schuldner der Gebühren iſt der Inhaber der Verleihung. Die Gebühren werden wie Fern⸗ 
meldegebühren eingezogen. 
Zweiter Abſchnitt 
Verfahren nach § 9 der Schwarzſender verordnung 
Ex 9 5 
Antragsfriſt über die Übergangszeit 
(1) Wer beim Inkrafttreten dieſer Vorſchriften Funkſendeanlagen herſtellt, einführt, feilhält, ver⸗ 
treibt, an andere abgibt, in Beſitz oder Gewahrſam hat oder verwahrt, ohne die nach der Schwarz⸗ 
ſenderverordnung hierzu erforderliche Verleihung zu haben, hat 
1. entweder dieſe Verleihung bis ſpäteſtens 15. April 1938 zu beantragen, 
2. oder binnen dieſer Friſt die Anlagen und Gegenſtände der Landespoſtdirektion abzuliefern. 
(2) Die Landespoſtdirektion kann die Friſt des Abſ. 1 verlängern. 
5 | 86 
Form und Inhalt der Anträge 
Die Forderungen des § 1 dieſer Vorſchriften gelten auch für die Anträge nach $ 9 der Chan 
ſenderverordnung (§ 5 dieſer Vorſchriften). 
8 7 
Berwe iger add der Verleihung 
Wird eine nach § 5 dieſer Vorſchriften beantragte Verleihung nicht oder nur teilweiſe erteilt, 
ſo ſind die vorhandenen Gegenſtände, die hiernach nicht mehr feilgehalten, vertrieben, abgegeben 
oder nicht mehr in Beſitz, Gewahrſam oder Verwahrung behalten werden dürfen, binnen . von der 
Landespoſtdirektion beſtimmten Friſt nach 8 5 abzuliefern. 


| 135 Dritter Abſchnitt 

2 Schluß beſtimmungen 

=] | 88 : 

IE Entſchädigung ee = 

Werden Anlagen oder Gegenſtände nach der Schwarzſenderverordnung oder nach dieſen Vorſchrif⸗ 

ten abgeliefert, ſo beſteht kein Anſpruch auf Entſchädigung. : 3 2 
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8 9 
Inkrafttreten 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 28. Februar 1938. 


II At), Landespoſtdirektion der Freien Stadt Danzig 
Klaus 
36 Verordnung 


über den Zuſchlag zur Kraftfahrzeugſteuer für das Rechnungsjahr 1938. 
Vom 28. Februar 1938. 


8 1 
Auf Grund des $ 19 des Kraftfahrzeugſteuergeſetzes vom 27. Februar 1937 (G. Bl. S. 283 ff.) 
wird folgendes beſtimmt: 
Der Zuſchlag zur Kraftfahrzeugſteuer beträgt für das Rechnungsjahr 1938. . 10 v. H. 


8 2 
Die Verordnung tritt am 1. April 1938 in Kraft. 


Danzig, den 28. Februar 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. 4301 Huth Dr. Hoppenrath 


37 3. Rechtsverordnung 
betr. Anderung der Rechtsverordnung über die Agrarreform und das landwirtſchaftliche 
Siedlungsweſen vom 17. April 1934 (G. Bl. S. 257.) 
Vom 2. März 1938. 
Auf Grund des § 1 Ziff. 84, 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver⸗ 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Die Rechtsverordnung über die Agrarreform und das landwirtſchaftliche Siedlungsweſeſt vom 
17. April 1934 (G. Bl. S. 257), abgeändert durch die Rechtsverordnungen vom 26. August 1937 
(G. Bl. S. 485) und vom 28. September 1937 (G. Bl. S. 535) wird wie folgt geändert: In dem 
§ 20 der Verordnung wird folgende Ziffer 4a eingefügt. 
4a. Der Senat kann vorbehaltlich einer anderweitigen zwiſchenſtaatlichen Regelung beſtimmen, daß 
für die Angehörigen eines fremden Staates die Entſchädigung nicht günſtiger ſein darf als 
diejenige, die in einem entſprechenden Falle ein Danziger Staatsangehöriger nach dem Recht 
des fremden Staates erhalten würde; das gleiche 5 Rue Die SL RE und die 
Sicherſtellung des Entſchädigungsbe trages $ 
Arkikel II a 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 2. März 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
BAR Huth Rettelsky 


38 i Verordnung 
mE zur Anderung des Steuergrundgeſetzes. 
Vom 5. März 1938. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 50, 51, 53, 55, 56 und 57 und des § 2 ae: a) und d) des 
Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des 
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Geſetzes zur Verlängerung dieſes . vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit 
Geſetzeskraft verordnet: 
81 
Das Steuergrundgeſetz vom 22. Juni 1931 in der z. Zt. geltenden Faſſung wird wie folgt ge⸗ 
ändert: 
Dem 8 5 wird folgender Abſatz (2) hinzugefügt: 

„() Die auf dem Gebiete des Steuerpolizeirechts erforderlichen Beſtimmungen werden von 
dem Leiter des Landesſteueramts (Landeszollamts) erlaſſen. Die Vorſchriften der Rechtsverordnung 
über die Polizei im Gebiete der Freien Stadt Danzig vom 11. 1. 1937 (G. Bl. S. 11) finden 
auf das mit dem Steuerweſen zuſammenhängende Polizeirecht keine Anwendung.“ 


8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 10. März 1938 in Kraft. 


Danzig, den 5. März 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Fz. S. 61% Huth Dr. Hoppenrath 


39 2. Verordnung 
über die Bekämpfung des Kartoffelkrebſes. 
Vom 5. März 1938. 


Auf Grund der Artikel 2, 3, 4 und 6 der Verordnung über die Bekämpfung von Pflanzenkrank⸗ 
heiten, Pflanzenſchädlingen und Unkräutern vom 11. Dezember 1934 (G. Bl. S. 827) werden zur 
Bekämpfung des Kartoffelkrebſes folgende weiteren Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen: 


Artikel ! 
8 1 
(1) Vom 1. März 1941 ab darf zum Anbau von Kartoffeln nur Pflanzgut krebsfeſter Kartof⸗ 
felſorten verwendet werden. 
. W2) Als krebsfeſt im Sinne dieſer Verordnung gelten nur diejenigen Kartoffelſorten, die von der 
Danziger Bauernkammer im Danziger Landſtand als krebsfeſt veröffentlicht worden ſind. 


8 2 
Bis zum 28. Februar 1941 darf neben den nach 8 1 zugelaſſenen Kartoffelſorten auch das 
Pflanzgut ſolcher krebsanfälliger Sorten angebaut werden, die von der Danziger Bauernkammer zum 
Anbau freigegeben worden ſind. Auf Grundſtücken, auf denen der Kartoffelkrebs feſtgeſtellt worden 
iſt, darf jedoch auch in dieſem Zeitraum nur Pflanzgut krebsfeſter Kartoffelſorten verwendet werden. 
= 83 
Vom 1. Juli 1940 ab darf nur noch Pflanzgut der nach § 1 zugelaſſenen Kartoffelſorten in den 
Werkehs e werden. 
8 4 
Wer Kartoffeln anbanlt oder mit Kartoffelpflanzgut handelt hat der Ortspolizeibehörde, der 
ſtaatlichen Hauptſtelle für Pflanzenſchutz und dem von ihr Beauftragten auf Anfordern die Herkunft 
des Pflanzguts nachzuweiſen. Der Nachweis kann durch Vorlegung eines Bezugs- oder Lieferſcheines 
erbracht werden. 
Artikel II 
Die Ferm tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 5. März 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
1. Huth Rettelsky 
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